
14-67671 (G) *1467671*  Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 18. Dezember 2014 [aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/69/488/Add.2 und Corr.1) ] 69/182. Außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen    Die Generalversammlung,   unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte 1, die das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person verbürgt, die einschlägigen Bestimmungen des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte 2 und andere einschlägige Menschenrechtsübereinkünfte,   in Bekräftigung des in Resolution 26/12 des Menschenrechtsrats vom 26.  Juni 20143 festgelegten Mandats des Sonderberichterstatters des Rates über außergerichtliche, summ a- rische oder willkürliche Hinrichtungen,  unter Begrüßung der universellen Ratifikation der Genfer Abkommen vom 12.  Au- gust 19494, die zusammen mit den internationalen Menschenrechtsnormen wichtige rech t- liche Rahmenbedingungen für die Rechenschaftspflicht in Bezug auf außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen während eines bewaffneten Konflikts bi l- den,  unter Hinweis auf alle ihre Resolutionen zum Thema der außergerichtlichen, summ a- rischen oder willkürlichen Hinrichtungen sowie auf die Resolutionen der Menschenrecht s- kommission und des Menschenrechtsrats zu diesem Thema und die Bedeutung ihrer vollen und wirksamen Durchführung betonend,     
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 feststellend, dass das Verschwindenlassen letztendlich zu außergerichtlichen, sum-
marischen oder willkürlichen Hinrichtungen führen kann, in dieser Hinsicht an die Bedeu-
tung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Personen vor dem Verschwin-
denlassen5 erinnernd und mit der Aufforderung an alle Staaten, die das Übereinkommen 
noch nicht unterzeichnet und ratifiziert haben oder ihm noch nicht beigetreten sind, dies in 
Erwägung zu ziehen, 

 in der Erkenntnis, dass die internationalen Menschenrechtsnormen und das humani-
täre Völkerrecht einander ergänzen und sich gegenseitig verstärken, 

 mit tiefer Besorgnis Kenntnis nehmend von der wachsenden Zahl der in Situationen 
bewaffneten Konflikts und interner Auseinandersetzungen getöteten Zivilpersonen und au-
ßer Gefecht befindlichen Personen, 

 sowie mit tiefer Besorgnis Kenntnis nehmend von den nach wie vor auftretenden Fäl-
len willkürlicher Tötungen, unter anderem infolge der Verhängung und Vollstreckung der 
Todesstrafe, wenn dies auf völkerrechtswidrige Weise geschieht, 

 tief besorgt über Handlungen, die gegenüber Personen bei der Ausübung ihres 
Rechts, sich friedlich zu versammeln, und ihres Rechts der freien Meinungsäußerung in al-
len Regionen der Welt begangen werden und die außergerichtlichen, summarischen oder 
willkürlichen Hinrichtungen gleichkommen können, 

 sowie tief besorgt über Tötungen, die von nichtstaatlichen Akteuren begangen wer-
den, einschließlich terroristischer Gruppen und krimineller Organisationen, und die Miss-
bräuchen der internationalen Menschenrechtsnormen und Verstößen gegen das humanitäre 
Völkerrecht gleichkommen können, 

 anerkennend, dass außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen 
unter bestimmten Umständen Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
Kriegsverbrechen entsprechend der völkerrechtlichen Definition, namentlich im Römi-
schen Statut des Internationalen Strafgerichtshofs6  < < / M C I D  6  > > B D C  
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und unparteiisch untersuchen, die Verantwortlichen ausfindig machen und vor Gericht stel-
len müssen, wobei das Recht einer jeden Person auf ein faires Verfahren vor einem zustän-
digen, unabhängigen, unparteiischen und auf dem Gesetz beruhenden Gericht zu gewähr-
leisten ist, den Opfern oder ihren Familien in einem vertretbaren Zeitraum angemessene 
Entschädigung zukommen lassen und alle erforderlichen Maßnahmen, namentlich rechtl
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befugnissen10 und den Grundprinzipien für die Anwendung von Gewalt und den Gebrauch 
von Schusswaffen durch Beamte mit Polizeibefugnissen11 leiten lassen; 

 b) allen Personen den wirksamen Schutz des Rechts auf Leben zu gewährleisten, 
alle Tötungen, namentlich solche, die gezielt an bestimmten Personengruppen verübt wer-
den, wie etwa rassistisch motivierte Gewalthandlungen, die zum Tod des Opfers führen, 
Tötungen von Personen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu nationalen oder ethnischen, reli-
giösen und sprachlichen Minderheiten oder aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder Ge-
schlechtsidentität, Tötungen von Personen, die von Terrorismus, Geiselnahme oder frem-
der Besetzung betroffen sind, Tötungen von Flüchtlingen, Binnenvertriebenen, Migranten, 
Straßenkindern oder Mitgliedern indigener Gemeinschaften, Tötungen von Personen aus 
Gründen, die mit ihren Aktivitäten als Menschenrechtsverteidiger, Anwälte, Journalisten 
oder Demonstranten zusammenhängen, Tötungen aus Leidenschaft oder im Namen der Eh-
re und Tötungen von Personen aus Diskriminierungsgründen, gleichviel auf welcher Basis, 
rasch, umfassend und unparteiisch zu untersuchen, wenn dies nach den völkerrechtlichen 
Verpflichtungen vorgeschrieben ist, die Verantwortlichen auf nationaler oder gegebenen-
falls internationaler Ebene vor ein zuständiges, unabhängiges und unparteiisches Gericht 
zu bringen und sicherzustellen, dass derartige Tötungen, auch soweit sie von Sicherheits-
kräften, Polizisten oder Beamten der Strafverfolgungsbehörden, paramilitärischen Gruppen 
oder privaten Kräften begangen wurden, von staatlichen Amtsträgern oder Bediensteten 
weder geduldet noch gebilligt werden; 

 7. bekräftigt
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